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Zl. 5871/J-NR/1993 "Gebührenbefreiungen 

für gehörlose und schwerhörige Menschen" 

Ihre Fragen darf ich wie folgt beantworten: 

Zu den Fragen 1 und 2: 
"We 1 che Gebührenbefre i ung wi rd unter we 1 chen Voraussetzungen 
gehörlosen und schwerhörigen Menschen in österreich zuteil? 

Warum kommen Gehör70sen und Schwerhörigen, die "nur" im Besitz 
eines Faxgerätes für ihre private Kommunikation sind, nicht in 
den Genuß der Gebührenbefreiung?" 

Gemäß den einschlägigen gesetzlichen Bestimmungen (§§ 47 ff der 

Fernmeldegebührenordnung) sind taube und praktisch taube Perso­

nen über Antrag zu befreien 

- von der Fernsehgebühr 

- von der Fernsprech-Grundgebühr, wenn der Fernsprechansch7uß 

a7s "Schreibte7efon" eingerichtet ist. 

Das Schreibte7efon ist ein für die spezie77en Bedürfnisse der 

Gehör70sen konzipiertes Kommunikationsmitte7, das innerha7b 

eines Verbindungsaufbaues auch ein Zwiegespräch ermöglicht. Auf 
Te7efaxgeräte trifft dies nicht zu, sodaß sie auch keinen 

g7eichwertigen Ersatz für ein Schreibte7efon darstel7en. 
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Zu Frage 3: 
"Gedenken Sie diesen Umstand zu ändern? 
Warum bzw. warum nicht?" 

An eine Anderung der gesetz lichen Rege 1 ung ist vor all em aus 

folgenden Gründen nicht gedacht: 

- Die bestehende Regelung stellt keine Benachteiligung gehörlo­

ser Personen dar , weil die Anschaffungskosten für ein Schreib­

telefon etwa jenen für ein Telefaxgerät entsprechen und diese 
im Rege 1 fa 1 1 zudem noch von den ört 7 ich zuständigen Landes­
invalidenämtern im Rahmen ihrer Förderungsmittel - und somit 

von der öffentlichen Hand - getragen werden. 

- Die Ausweitung der Befreiungsbestimmungen auf Telefonanschlüs­

se von Gehörlosen mit Telefaxgerät würde zwangsläufig zu 

einem sprunghaften Ansteigen der Befreiungsfälle führen , eine 

Entwicklung, die dem Ziel einer zahlenmäßigen Stabilisierung 

der Befreiungsfä7le entgegenläuft. 

Wien,tam ~~. Februar 1994 
Der Bundes inister 
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